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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
228. Sitzung am 10. Februar 1961 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 25. Januar 1961 verabschie- 
deten 


Gesetzes zur Änderung sozialrechtlicher 
Vorschriften 

— Drucksachen 2280, 2424, 2425 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grund einberufen wird. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 10. Februar 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 26. Januar 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung sozialrechtlicher Vorschriften 


In Artikel 1 I. Nr. 1 ist § 160 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Landesregierungen setzen durch Rechts- 
verordnung den Wert der Sachbezüge nach dem tat- 
sächlichen Verkehrswert für jedes Kalenderjahr im 
voraus fest. Sie können die Ermächtigung auf ober- 
ste Landesbehörden übertragen und dabei die wei- 
tere Übertragung auf nachgeordnete Behörden zu- 
lassen." 

Begründung 

Der Antrag verfolgt das gleiche rechtliche Anliegen 
wie die — ■ im wesentlichen übereinstimmenden ■ — 
Empfehlungen des Rechtsausschussesr des Ausschus- 
ses für Innere Angelegenheiten und des Aus- 
schusses für Verkehr und Post zu Punkt 55 der 
Tagesordnung (228. Sitzung des Bundesrates) vgl. 
BR-Drucksache 9/61 A Nr. 2 a und 2b; BT-Druck- 
Sache 2280. 

§160 Abs. 2 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung 
in der vom Bundestag beschlossenen Fassung sieht 
vor, daß die Landesregierungen die ihnen erteilte 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
auf „die für die Angelegenheiten der Sozialver- 
sicherung zuständigen obersten Landesbehörden" 
übertragen können. Nach dem Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 10. Mai 1960 zu § 12 Abs. 2 
des Milch- und Fettgesetzes ist es jedoch dem Bun- 


desgesetzgeber grundsätzlich verwehrt, in die Kom- 
petenzverteilung innerhalb der Länder einzugreifen. 
Daher bestehen zumindest verfassungspolitische Be- 
denken dagegen, die Subdelegationsbefugnis der 
Landesregierungen in der Weise einzuschränken, 
daß sie die Ermächtigung nur auf eine bestimmte 
oberste Landesbehörde übertragen können. 

! Den Landesregierungen muß auch die Möglichkeit 
I gegeben werden, die Weiterübertragung der Er- 
' mächtigung auf nachgeordnete Behörden, z. B. die 
i Oberversicherungsämter, zuzulassen. Diese Ergän- 
zung ist geboten, um die in verschiedenen Ländern 
I bisher getroffenen Zuständigkeitsregelungen auf- 
: rechtzuerhalten. 

Die vorgeschlagene Neufassung stimmt mit der ein- 
stimmigen Empfehlung des Rechtsausschusses zu § 1 
Satz 2 des Regierungsentwurfs eines Gesetzes über 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
überein (vgl. Punkt 55 der Tagesordnung — 228. Sit- 
zung des Bundesrates — , BR-Drucksache 9/61 A 
Nr. 2 b). Soweit es sich um die Beschränkung der 
Subdelegationsbefugnis der Landesregierungen han- 
delt, entspricht die Neufassung auch der in § 1 
j Satz 2 des Gesetzes über Rechtsverordnungen im 
I Bereich der Gerichtsbarkeit vom 1. Juli 1960 (Bun- 
! desgesetzbl. I S. 481) und in § 12 Abs. 2 Satz 1 des 
j Milch- und Fettgesetzes in der Fassung des Zweiten 
' Änderungsgesetzes vom 4. August 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 649) getroffenen Regelung. 
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